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Verkündet

am 210 November 1961

I m ‘N a m e n d e s V o l k e 3

In Sachen,

-Kläger und Revisionsbeklagteny

. Beigeladen:
a 0 o (! ■o . c u

o.
o o a o o o o o o o 0

hat der 3. Senat des Bundessozialgerichts auf die
mündliche Verhandlung vom 21„ November 1961, an der

mitgewirkt haben.

69Senatspräsident Prof„ Dr° B o g
als Vorsitzender

die Bundésrichter Dr° S c h r a f t und

Dr° L a n g k e i t

sowie die BundeSsozialrichter Dr„ L e n h a r dt und

B l u m

als ehrenamtliche Beisitzer9

—für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des
Landessozialgericht3 Schleswig vom 18‚ Dezember

1956 wird:zurückgewieseno_

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen
Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten„
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Der Kläger - Polizeihauptwachtmeister in Rürup — ist freiwilliges

Mitglied der beklagten Kreiskrankehkasse° Er wohnte — zusammen

mit fünf weiteren Familienangehörigen — in eiher—Zweizimmer—l

I'wohnung, als seine am Sa Juli 1951 geborene Tochter Mo am 29°
. Januar 1955 an Scharlach erkrankte° In der Wohnung, in der der_

Kläger den dienstliChen Schriftverkehr zu bearbeiten hatte, fand

PublikumsVerkehr statt„ Der behandelnde praktische Arzt Dr„Scha

aus Husby, Kreis Flensburg, überwies die Tochter des Klägers am
510 Januar 1955 "wegeanerdaohts auf Scharlach zur stationären

Behandlung" den Städtischen Krankenanstalten
— Klinikésüd — in

Flensburg° Die Beklagte lehnte die Kostenübernahme mit der Be—

gründung ab, der Arzt des Vertrauensärztlichen Dienstes habe

ihr am 17° Februar 1955 berichtet, daß — nach Angabe des behan—

delnden Krankenhausarztes f bei der Aufnahme der Tochter des

Klägers ein abblassendes Scharlachexanthem mit Temperaturen von

38‚ 4 ° bestandenhabe, das Kind amdritten Tage jedoch bereits
Wieder fieberfrei gewesen sei, daß bis zum Tage der Kranken—
hausbegehung durch den Vertrauensarzt am 16° Februar keine Kom—

plikationen eingetreten seien und das Kind somit nicht kranken-

hausbehandlungsbedürftig gewesen sei„ Die Entlassung aus dem

Krankenhaus_fand am 150 März 1955 statt° Mit Bescheid vom 22°
September 1955 wies die Beklagte den Widerspruch des Klägers

gegen die Ablehnung der Kostenübernahme zurück: Da für Familien—

angehörige nach der Satzung der Beklagten kein Rechtsanspruch

auf Krankenhausbehandlung bestehe, sehe sie sich auf Grund ihrer

angespannten Finanzlage genötigt, ihre satzungsmäßigen Kassen—

leistungen auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken° Sie

könne Familienangehörige nur dann im Krankenhaus unterbringen?

wenn "die Behandlung des Krankheitszustandes die Inanspruchnahme

der besonderen Einrichtungen eines Krankenhauses unbedingt er—
fordere"o Wie sich aus dem komplikationsloeen Verlauf der Schar—

lacherkrankung ergebec hätte die Tochter des Klägers auch zu
Hause behandelt werden können° Es habe sich bei ihr um einen

Isolierungsfall gehandelto ' ‚V..
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Hiernach bezahlte das Kreiswohlfahrtsamt Flensburg am 18 Ok—

tober 1955 den Städtischen Krankenanstalten’die Kosten der
stationären Behandlung der Tochter des Klägers in Höhe von

338980DM° ' ‘

Der Kläger beantragte mit der von ihm gegen den Widerspruchs—

bescheid der Beklagten erhobenen Klage vom 240 Oktober 1955:

festzustellen9 daß die Beklagte verpflichtet ist‚

Krankenhauskosten, die durch die Einweisung seiner

Tochter in das Städtische Krankenhaus - Klinik Süd—«

in Flensburg vom 31° Januar bis 15, März 1955 ent—

standen sind, zu erstatten„

Die Beklagte hat Klagebweiäungbeantragt°

VDas Sozialgeficht (SG) hat das Kreiswohlfahrtsamt des Kreises

Flensburg zum Rechtsstreit beigeladen° Es hat die Kranken—

.blätter über die stationäre Behandlung der Tochter des Klä—

gers beigézbgen und hat den Facharzt für innere Krankheiten

Dr° D=w==-als medizihischen Sachverständigen gehört° Unter

Aufhebung ihres Widerspruchsbescheideshat es die Beklagte
verurteiltq dem Kläger die Kosten der Unterbringung seiner

Tochter in den Städtischen Krankenanstalten für die Zeit vom 310

Januar bis Q5„ März 1955 zu-erstatteh: Für die Frage der not—

wendigen Krankenhausbehandlung sei nicht die Entwicklung der

Krankheit nach der Einlieferung des Kindes entscheidend, son—

dern der Zeitpunkt der Einweisung Da der behandelnde Arzt

die Einweisung der Tochter des Klägers in das Krankenhaus

nicht sofort, bei Beginn der_Erkrankung9 vorgenommen habe,

sei die Annahme gerechtfertigt, daß es sich nicht um einen

Isolierungsfall gehandelt habe, sondern daß-die Krankenhaus—

behandlung notwendig gewesen sei; andernfalls hätte der behan—
delnde Arzt die Einweisung in das Krankenhaus schon einige
Tage vorher vorgenommen° Die Beklagte hätte ihre Entschließung

nicht allein von dem weiteren Verlauf der Krankheit abhängig_

machen dürfen, ohne Dr° Sehr zu höreh° Der Verlauf der Erkran—

kung habe sich nach der gutachtlichen Stellungnahme des medi—

zinischen Sachverständigen Dr° ■===5-nicht übersehen lassen
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transport der Tochter des Klägers nicht möglich gewesen" Derattie

ge, für die Frage des Ermessens wichtige Überlegungen lasse der

Bescheid der Beklagten außer Betracht° Der Einwand der Beklag—

ten‚‘wirtschaftlich nicht in der Lage zu sein, die entstandenen

Kosten in Höhevon etwa 400,-—DMzu tragen, sei nicht stichhal—
tigd - Die Berufung ließ das SG nicht zu, weil keine Rechtsfra-

gen von grundsätzlicher Bedeutung zu entscheiden seien°

Die Beklagte legte gegen das Urteil des SG vom 17° Februar 1956

Berufung mit dem Antrag ein, die Entscheidung des SG aufzuheben

und die Klage als unbegründet abzuweisen° Sie rügte, das SG habe

den Sachverhalt nicht genügend aufgeklärt - es hätte den behan—

delnden Arzt Dr° Sch° über seine Einweisungsgründc hören müssen-„

es hätte ferner die Beklagte nicht zu einer Leistung verurteilen

dürfen, weil es sich um eine Brmessensentscheidung der Beklag—

ten gehandelt habe und das SG daher auf die Rechtskontrolle

ihrer Entscheidung beschränkt gewesen sei, und schließlich„ das
SG hätte die Berufung gegen sein Urteil zulassen müsseng’da ‘

mehrere Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung berührt wor—

den seien. Die Entscheidung des SG gehe sachlich insofern fehl,

als aus dem BinweisungSschein ("wird wegen Verdachts auf Schar—

lach der Klinik Süd zur stationären Behandlung überwiesen") auch

geschlosSen werden könne, daß der behandelnde Arzt die Einwei—-

sung lediglich aus Gründen der Isolierung — und nicht zur Klä—

rung der Diagnose — vorgenommen habe° Zur Klärung der Diagnose

habe nach mehrtägiger, nieht bedrohlich verlaufener fieberhafter

Erkrankung keine Veranlassung mehr bestandeno Wenn eine einwande

freie häusliche Absonderung möglich gewesen wäre, hätte Dr° Sehe
die Tochter des Klägers nicht in das Krankenhaus überwiesen° Aus

\ dem‚Vorbringen des Klägers folge aber, daß eine Isolierung bei

den Obwaltenden häuslichen Verhältnissen in der Wohnung des Klä—

gers nicht möglich gewesen sei: Daß ein komplikatibnsloser Ver_

lauf nicht vorauszusehen gewesen sei, spiele keine Rolle; denn
der Verlauf einer Krankheit könne niemals mit voller Sicherheit

vorausgesehen werden„ Die Beklagte berief sich im übrigen auf

eine dem LSG vorgelegte Stellungnahme von Dr. Sch„ vom 8. Juli
1956, wonach für seine Einweisung in das Krankenhaus zwei Gründe
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maßgebend gewesen seien: Die Klärung der Diagnose und der

Schutz der Angehörigen der Erkrankten vor Ansteckung°

.Das Berufungsgericht zog die Akten der Beklagten, diejenigen der

Beigeladenen sowie das Krankenhlatt der Städtischen Krankenan-

stalten in Flensburg bei'und hörte als medikinisChen Sachver-
ständigen den Facharzt für innere Krankheithn Prof‚ Dr„ Gret==;a

Es verwarf die Berufung der Beklagten;als uhzulässig, weil es
sich um einen Anspruch auf wiederkehrende Leistungen von weni—

ger als13 wochen handele (@ 144 Abs. 1 Nr‚ 2 SGG) und das Ver-

fahren vor dem Sozialgericht an keinem von der Beklagten gerüg—

ten Mangel leide (@ 150 Nr„ 2 SGG)„ Die Sachaufklärung des SG

sei nicht mangelhaft gewesen, denn der Sachverhalt habe sich an

Hand der beigezogenen Unterlagen und des Vorbringens der Be—

teiligten erschöpfend klären lassen° Dies gelte vor allem für

die Frage9 ob die Krankenhausbehandlung notwendig gewesen sei;
für deren.Beantwortung sei das SG zutreffend von den Verhält—

nissen im Zeitpunkt der Einweisung der Tochter des Klägers aus—

gegangen° Es_sei dem SG sehr wohl möglich gewesen, ohne weitere

Beweiserhebung, insbesondere ohne Anhörung des Dr. Sch° zu be—
urteilen, ob es sich um einen notwendigen Behandlungsfall oder

allein um die Notwendigkeit einer Isolierung gehandelt habe„
Schließlich stelle die Nichtzula83uhg der Berufung durch das

LSG (@ 150 Nr° 1 SGG) keinen Wesentlichen Verfahrensmangel icso

des 5 150 Nr° 2 SGG der, Die Berufung der Beklagten sei daher

nach 5 144 Abs. 1 Nr° 2 SGG nicht statthai‘t°

Die Beklagte hat gegen das Urteil des LSG form- und fristgerecht

Revision eingelegt und siexechtzeitig begründet„ ‘

Sie beantragt,

1° das Urteil des Landess02ialgerichts aufzuhehen‚
2° festzustellen, daß die in ihrer Berufungsschrift

gerügten Verfahrensmängel gegebeneind9

30 die Klage des Hauptwqchtmeisters K==*==5 Hürup,

zur erneuten dntscheidung an das Sozialgericht

zurückzuverweisenoJLaw – Gesetze und Urteile
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Zur Begründung ihrer Revision trägt die Beklagte vor‚ das LSG

habe die Berufung zu Unrecht als unzulässig angesehen; sie
wiederholt die bereits vor dem SG erhobenen Rügen der mangelnden

Sachaufklärung (@ 1o3 SGG) sowie fehlerhafter Beweiswürdigung '

(@ 128 SGG); sie9 die Beklagte, hätte auch nicht zur Leistung
verurteilt werden dürfen, da es sich bei der strittigen Kran-

kenhauspflege um eine nrmessensleistung handelen

Der Kläger hat keine Stellung genommen°

Der Beigeladene hat beantragt?

die Revision als unbegründet zurückzuweisen9

da die gerügten Mängel des Verfahrens nicht

vorlägeno

Die Revision ist, da sie das LSG zugelassen hat (@ 162 Abs° 1

Nr„ 1 SGG), statthaft. Sie ist jedoch nicht begründet, weil
das LSG die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des SG mit

Recht als unzulässig verworfen hat" Da KrankenhauSpflege und

auch die Erstattung der Kosten der Krankenhauspflege nach der

Rechtsprechung des Senats als wiederkehrende Leistungen 1380

des 5 144 Abs" 1 Nr. 2 SGG anzusehen sind (BSG 29 135; 4, 206,

208) und es sich hier
um die Kosten der Krankenhauspflege für

weniger als 13 Wöchen handelt, wäre die Berufung nur dann nach

5 150 Nr„ 2 SGG zulässig, wenn die Beklagte vor dem LSG mit.
Recht wesentliche Mängel des erstinstanzlichen Verfahrens des

SGägerügt hätte„ Die von ihr im Berufungsverfahren erhobenen

Verfahrensrügen sind jedoch, wie das LSG zutreffend dargelegt

hat9 unbegründet° ' ‘

Zunächst hat das LSG zutreffend die Rüge zurückgewiesen9 das

SG habe den Sabbverhalt nicht genügend aufgeklärt (@ 105 SGG);

Diese Rüge ist deshalb unbegründet, weil es für dieFrage'9 ob
'das SG seine Aufklärungspflicht verletzt und dadurch gegen die

Vorschrift des @ 103 SGG verstoßen hat, auf den sachlich—1echt—

lichen Standpunkt des SG ankommt (vgla BSG 29 84, 87). Das SG

ist nun von der materiellrechtlichen Auffassung ausgegangen‚

daß es für die Frage, ob_die Bewilligung der Krankenhauspflege
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einen_Ermessensmißbrauch darstellt, auf die Verhältnisse

ankommt, wie sie sich zur Zeit.der Einweisung in das Kran—

kenhaus darstellten; unerheblich sei es daher, ob bei

rückschauender Betrachtung die Krankenhauseinweisung als

notwendig anzusehen war. Von diesem Rechtsstandpunkt aus

ist es nicht zu beanstanden,daßdas se seiner Prüfung,
ob die Krankenhauspflege notwendig war, nuridie Einwei—

sungsbescheinigung des Dr. Sch. (wonach die Einweisung

"wegen Verdachtes auf Söharlach zur stationären Behand—

lung" erfolgte), die Krankenhauspapiere und die gutacht—

liche Äußerung des Gerichtsarztes Dr. D=:===zugrundege—
legt hat„ Wenn es dabei zu der Auffassung gelangt ist,

die Krankenhauseinweisung sei notwendig gewesen, weil '

sich - wie Dr, D=;u==ausgeführthat —bei Beginnder Er;-
krankung ihr weiterer Verlauf nicht habe übersehen lassen

und nach Klärung der Diagnose im Krankenhaus der soforti—

ge Rücktransport des Kindes nicht möglich gewesen sei, so
hat das SG auch nicht die Grenzen des ihm in 5 128 Abs, 1

SGG eingeräumten Rechts auf freie Bildung der richterlichen

Überzeugungüberschritten° Die Beklagte verkennt den Sinn
des Grundsatzes derjfreienirichterlichen Beweiswürdigung,

wenn sie die BeweisWürdigung des Gerichts und ihre eigenen

Folgerungen aus dem Sachverhalt einander gegenüberstellt

und die Auffassung Vertritt‚ ihre Eeweiswürdigung sei der
gegensätzlichen des SG durchaus gleichwertig° Das Gericht

hält sich bei der Beweiswürdigung noch in dem ihm einge—

räumten Spielraum, sofern nur die von ihm vorgenommene

Würdigung der Beweise nach_allgemeinen Erfahrungssätzen

'möglich ist° Diese Grenzen des Rechts der freien Beweis-
würdigung hat das SG nicht überschritten„

Unbegründet ist auch die Rüge der Beklagten„das SG habe

zu Unrecht ein Leistungsurteil erlassen° Zwär hat das SG
die Beklagte verurteilt, dem Kläger die Kosten der Kranken—

hauspflege zu erstatten9 obwohl die Krankenhauspflege eine
Leistung ist, auf die kein Rechtsanspruch besteht (BSG 99
232, 234 f), und obwohl, wie der Senat in BSG 2, 142
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(148 f) näher dargelegt hat, bei Streit über die Ge—
währung einer Ermessensleistung eine Verurteilung zur ‘

Gewährung-der Leistung "grundsätzlich" nicht zulässig

ist„ Daß für die Verurteilung zur Erstattung der Kosten,

die durch eine schon durchgeführte Krankenhauspflege

entstanden sind, die gleichen verfahrensrechtlichen
Grundsätze gelten wie für die Verurteilung zur Ge-

währung von Krankenhauspflége, hat der Senat bereits

in dem Urteil vom 20° Dezember 1956 (BSG 4, 206, 208 f)

dargelegt. Jedoch ist nach der Rechtsprechung des Senats

— BSG 9, 232, 259 — eine Verurteilung zur Gewährung

von
Krankenhauspflége oder Erstattung der Krankenhaus—

,
kosten: ausnahmsweise zulässig, wenn nach der materiell—

rechtlichen Auffassung des Gerichts die Ablehnung der

Ermessensleistung (Krankenhauspflege oder Erstattung

ihrer Kosten) unter jedem denkbaren Gesichtspunkt

rechtswidrig wäre, insbesondere also einen Ermessens-

mißbrauchdarstellen wurde(@54 Abs„ 2 Satz 2 SGG)„
Da nach der — hier bei Prüfung der Verfahrensrügen ‘

nicht nachzuprüfenden
—

Äüffassung des SG die Kranken—

hausäufnahme des Kindes nach ärztlichem Urteil notwen—

dig war und auch nicht wegen der finanziell schwierigen

Lage der beklagten Krankenkasse abgelehnt werden durfte,

stellt es keinen Verfahrehsmangel dar, wenn das SG in
der nach seiner materiell—rechtlichen Auffassung spruch—

reifen Sache ein Leistungsurteil erlassen hat° Das LSG
hat es daher mit Recht nieht als Verfahrensmangel an—

gesehen, daß das SGdie Beklagte zur Zahlung der Kranken?
_hauspflegekosten verurteilt hat° ”

Greifen somit die von
der Beklagten vor dem LSG gegen

das Urteil des SG erhobenen Verfahrensrügen nicht

.durch, so war die Berufung der Beklagten gegen dieses

Urteil nicht nach 5 150 Nr, 2 see zulässig, die Berufung
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war vielmehr nach 5 144 Abs° 1 Nr„ 2 SGG ausgeschlosseno

Das LSG hat daher die Berufung der Beklagten mit Recht
,

als unzulässig verworfen, Damit erweist sich die Revision

der Beklagten als unbegründet„

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 Abs° 1
SGG°
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